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ZEITGESPRACH

Die Finanzierung des 
Steinkohlenbergbaus

Nachdem das Bundesverfassungsgericht den sogenannten Kohlepfennig für 
verfassungswidrig erklärt hat, muß die Subventionierung des Einsatzes der deutschen 

Steinkohle im Kraftwerksbereich auf eine neue Grundlage gestellt werden. Welche Optionen 
bestehen? Dr. Günter Rexrodt, Prof. Dr. Norbert Kloten, Volker Jung und 

Prof. Dr. Dieter Schmitt nehmen Stellung.

Günter Rexrodt

Wir brauchen einen breiten energiepolitischen Konsens

Energiepolitik steht seit einiger 
Zelt w ieder ganz oben auf der 

Skala der Wahrnehmung durch die 
Medien. Noch vor der Wiederauf­
nahme der Ende 1993 abgebroche­
nen Gespräche über einen energie­
politischen Konsens beherrschten 
die Fragen Kernenergienutzung, Fi­
nanzierung der Kohleverstromung, 
COz-Reduktion und Rio-Folgekon- 
ferenz, ausgewogener Energiemix 
und Energieeinsparung die Schlag­
zeilen. Der Strauß der Themen 
zeigt, daß die Konsensdiskussion 
heute nicht mehr wie bei Abschluß 
des Jahrhundertvertrags auf die 
Rollenfindung für Kohle und Kern­
energie reduziert werden kann. Eine 
auch für die Herausforderungen 
der nächsten Jahrzehnte ziel­
führende und tragfähige Energie­
politik muß alle zentralen Facetten 
beleuchten und insbesondere auch 
die Schnittstellen mit anderen Be­
reichen wie der Umweltpolitik so­
w ie der verstärkten Internationali­
sierung (Stichwort: EU-lntegration) 
und ihre Einbettung in allgemeine 
w irtschaftspolitische Strategien

(Stichwort: Standortpolitik) stärker 
berücksichtigen.

Energiepolitik aus einem Guß

Die Suche nach einer Energiepo­
litik aus einem Guß, die diesen An­
forderungen Rechnung trägt und 
von den relevanten Entscheidungs­
trägern, d.h. über Parteigrenzen 
hinweg und von W irtschaft und Ge­
werkschaften, akzeptiert wird, darf 
sich nicht von kurzlebigen Argu­
menten leiten lassen. Damit in der 
neuen Konsensrunde, die w ir jetzt 
eingeläutet haben, Entscheidun­
gen und Kompromisse gefunden 
werden können, müssen die Betei­
ligten zu allen Themen gesprächs­
bereit sein. Dazu gehört auch, reali­
stisch zu bleiben, in der Diskussion 
auf für manche unbequeme Fakten 
hinzuweisen und diese nicht zu ne­
gieren, sondern ins Kalkül einzube­
ziehen. Es kann nicht funktionieren, 
einerseits den Kernenergieausstieg 
zu propagieren, andererseits am 
gewachsenen Umfang der Kohle­
subventionen ohne Wenn und Aber 
festzuhalten und drittens zu glau­

ben, die gewünschte C 0 2-Reduk- 
tion allein mit Energieeinsparung 
und Förderung erneuerbarer Ener­
gien erreichen zu können.

Für einen ausgewogenen Ener­
giemix bei der Stromerzeugung 
müssen langfristig alle Energieträ­
ger zur Verfügung stehen. Es geht 
an der Realität vorbei, wenn man 
auch in diesem Zusammenhang im 
wesentlichen nur über Einsparung 
und erneuerbare Energien spre­
chen will. Dies reicht nicht aus. Zum 
Energiemix gehören ebenso Mine­
ralöl, Erdgas, Importkohle, Kern­
energie und ein angemessener Bei­
trag von Stein- und Braunkohle aus 
heimischer Produktion. W ir dürfen 
nicht den kommenden Generatio­
nen die Tür für die Nutzung eines 
Energieträgers bei der Stromerzeu­
gung, der Kernenergie, zuschlie­
ßen. Alle Optionen müssen offen­
gehalten werden, um den 
Energiebedarf zu decken, um nicht 
den technologischen Faden zu ver­
lieren und um der Klimaschutzpro­
blematik flexibel Rechnung zu tra­
gen.
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Ein weiteres Feld, auf dem Sach­
verhalt und Polemik sich verwi­
schen, betrifft die deutsche Stein­
kohle. An der Überprüfung der 
Kohlesubventionen mit dem Ziel 
der schrittweisen Rückführung 
geht aus wirtschaftspolitischen 
Gründen kein Weg vorbei. Auch die 
bevorstehende Landtagswahl in 
unserem größten Revierland ist 
hierfür kein Hinderungsgrund -  der 
Wähler hat Anspruch darauf zu w is­
sen, wo die Reise hingeht. Dabei 
bestreitet niemand in der Bundes­
regierung, daß die Steinkohle aus 
heimischer Produktion auch in den 
kommenden Jahren einen ange­
messenen Beitrag zur Energiever­
sorgung leisten sollte.

Die Frage der Steinkohlefinanzie­
rung ist aber eingebettet in den 
energiepolitischen wie auch in 
den finanz- und haushaltspoliti­
schen Gesamtzusammenhang. An­
gesichts des breiten und verläßli­
chen Angebots von preisgünstiger 
Drittlandskohle auf dem Weltmarkt 
verliert das Argument der Versor­
gungssicherheit als Begründung für 
die Steinkohlehilfen zunehmend an 
Gewicht. Folge ist, daß dort, wo -  
wie vor allem bei der Kokskohlen­
beihilfe -  regional- und arbeits­
marktpolitische Gesichtspunkte ei­
ne große Rolle spielen, die be­
troffenen Bundesländer -  Nord- 
rhein-Westfalen und das Saarland -  
sich stärker engagieren müssen, 
wenn sie das bisherige Niveau der 
Hilfen aufrechterhalten wollen. Die 
Revierländer wären auch gut bera­
ten, ihre Anstrengungen zur Um­
strukturierung der Bergbauregionen 
zu intensivieren, um den dort leben­
den Menschen eine tragfähigere Zu­
kunftsperspektive zu geben, als dies 
mit der starren Forderung nach Wei­
tersubventionierung eines auf Dauer 
nicht wettbewerbsfähigen Indu­
striezweiges mit ihren problemati­
schen gesamtwirtschaftlichen Bela­
stungen derzeit geschieht.

Das von der Bundesregierung 
eingebrachte Artikelgesetz vom 
Juli 1994 hat verdeutlicht, daß die 
hohe Subventionierung der Kohie- 
verstromung nur im Rahmen eines 
ausgewogenen Energiemixes poli­
tisch akzeptabel und mehrheits­
fähig gemacht werden kann. Mit 
der Umstellung der Verstromungs- 
hilfen ab 1996 von der Mengensub­
ventionierung auf feste Finanzpla­
fonds, die längerfristig degressiv 
angelegt werden, ist der gesamt­
wirtschaftlich erforderliche Sub­
ventionsabbau eingeleitet.

Der längerfristige Rückgang der 
Kohlebeihilfen ist eine entschei­
dende Voraussetzung für die beihil­
ferechtliche Genehmigung durch 
die Europäische Union. Das im 
Artikelgesetz festgelegte Subventi­
onsabbaukonzept und die Umstel­
lung auf Finanzplafonds sind von 
der Europäischen Kommission in 
der Entscheidung über die Kohle­
beihilfen für 1994 als maßgebliche 
Voraussetzung für die erteilte Ge­
nehmigung der Beihilfen auf Grund­
lage des ab 1. Januar 1994 gelten­
den neuen EGKS-Beihilferechts 
bewertet worden.

Die Autoren
unseres Zeitgesprächs:

Dr. Günter Rexrodt, 52, ist 
Bundesminister für Wirtschaft 
in Bonn.

Prof. Dr. Norbert Kloten, 69, 
is t Vorsitzender des Wissen­
schaftlichen Beirats beim  
Bundesministerium für Wirt­
schaftin  Bonn.

Volker Jung, 52, ist MdB und 
energiepolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion.

Prof. Dr. Dieter Schmitt, 55, 
ist Inhaber des Lehrstuhls für 
Energiewirtschaft an der Uni­
versität GH Essen.

Nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom
11. Oktober 1994 zur Verfassungs­
w idrigkeit des Kohlepfennigs steht 
dieser als Finanzierungsinstru­
ment über 1995 hinaus nicht mehr 
zur Verfügung. Die Subvention 
muß also künftig aus dem Haus­
halt geleistet werden. Ich setze 
mich dafür ein, daß dies durch 
Einsparung und Umschichtung im 
Rahmen der weiteren Haushalts­
entw icklung geschieht w ie bei an­
deren Staatsaufgaben auch. Der 
1996 wegfallende Kohlepfennig 
sollte nicht durch zusätzliche steu­
erliche Instrumente abgelöst wer­
den. Die Steuer- und Abgabenlast 
hat je tzt einen so hohen Stand er­
reicht, daß weitere Belastungen 
aus w irtschaftspolitischer Sicht 
derzeit nicht zu verantworten sind. 
Die Finanzierungsfrage wird auf 
der Grundlage des Artikelgesetzes 
auch Gegenstand der am 16. März 
diesen Jahres w ieder beginnen­
den Gespräche über einen par- 
teiübergreifenden Energiekonsens 
sein.

Von seiten der SPD wird die 
Energiepolitik der Bundesregierung 
heftig angegriffen. Dabei ist viel Po­
lemik im Spiel. Wer nüchtern Bilanz 
zieht, stellt schnell fest, daß die 
SPD-Vorwürfe den Tatsachen nicht 
entsprechen. Diskutiert wird über 
Sinn und Höhe der Steinkohlesub­
ventionen vor allem in den revierfer­
nen Ländern und -  w ie Stimmen 
nicht nur aus der bayerischen SPD 
zeigen -  durchaus parteiübergrei- 
fend. Daß die Haltung der SPD zu 
den Steinkohlesubventionen nicht so 
eindeutig positiv ist, wie dies von 
ihrer Seite suggeriert wird, zeigt 
auch die Tatsache, daß Minister­
präsident Schröder m it seiner -  po­
litisch motivierten -  Verfassungs­
klage das Artikelgesetz zu Fall 
bringen will. Dabei nimmt er keine 
Rücksicht auf die möglichen Fol­
gen für die Verstromungshilfen.
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Auch die lautstarke Weigerung der 
Revierländer, künftig einen höheren 
Beitrag zur Kokskohlenbeihilfe zu 
leisten, ist ein Beispiel dafür, daß 
spätestens beim Geld die Solida­
rität der SPD mit den Beschäftigten 
des Steinkohlenbergbaus ein ra­
sches Ende findet.

Um die Finanzierung der Stein­
kohlesubventionen auf eine sichere 
Grundlage stellen zu können, brau­
chen w ir auch künftig einen breiten 
energiepolitischen Konsens. Die 
neu anberaumte Konsensrunde er­
fordert von allen politischen und ge­
sellschaftlichen Entscheidungsträ­

gern die Fähigkeit zu Kompromis­
sen. Ob alle die Kraft dafür aufbrin­
gen und zukunftsorientiert handeln 
wollen und nicht nur davon reden, 
wird sich bald zeigen. Die Chance 
zum Konsens muß jetzt genutzt 
und darf nicht leichtfertig vertan 
werden.

Norbert Kloten*

Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der 
Verfassungswidrigkeit des sogenannten Kohlepfennigs

Das Bundesverfassungsgericht 
hat mit Urteil vom 11. Oktober 

1994 die Verfassungswidrigkeit der 
Sonderabgabe festgestellt, mit der 
die Verstromung deutscher Stein­
kohle finanziert wird. Das Urteil be­
zieht sich allein auf die Finanzie­
rung der Verstromungssubvention, 
nicht auf die Subvention selbst. Die 
Verfassungswidrigkeit des soge­
nannten Kohlepfennigs hat jedoch 
insofern eine neue Lage geschaf­
fen, als die Frage nach einer 
zukünftigen Subventionierung aus 
dem öffentlichen Haushalt nicht 
losgelöst von der Frage nach der 
Rechtfertigung des Subventions­
zwecks entschieden werden kann. 
Für die Verstromungsfinanzierung 
des Jahres 1996 ist sogar die Ge­
schäftsgrundlage entfallen, wäh­
rend die Mittelbeschaffung für die 
Jahre 1997 bis 2005 gesetzlich 
noch nicht geregelt ist1.

1. Der Steinkohlenbergbau ist 
der geradezu klassische Fall für ei­
nen langanhaltenden Anstieg der 
Subventionen, sobald die Politik 
sich zu einer derartigen Sonderbe­

* Kurzgutachten des Wissenschaftlichen Bei­
rats beim Bundesministerium für Wirtschaft 
vom 23. Januar 1995, das dem Bundeswirt­
schaftsminister in der Form eines Briefes zu­
gestellt wurde.

handlung eines Wirtschaftszwei­
ges einmal entschlossen hat. Die 
Gesamtsubvention des Steinkoh­
lenbergbaus belief sich 1994 auf 
über 10 Mrd. DM, das sind umge­
rechnet über 100000 DM pro Kopf 
der Belegschaft; das liegt um die 
Hälfte über dem Bruttojahresver­
dienst 1994 der Angestellten und 
Arbeiter in der westdeutschen 
Metallindustrie. Der sogenannte 
Kohlepfennig insbesondere geht zu 
Lasten von Stromkunden, die sich 
selbst im Wettbewerb behaupten 
müssen. Die mit dem Strompfennig 
finanzierte Subventionierung der 
Steinkohleverstromung schmälert 
nicht zuletzt auch die Wettbe­
werbsfähigkeit der Steinkohlekon­
kurrenten, insbesondere die der 
ostdeutschen Braunkohle.

Der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesministerium für W irt­
schaft beobachtet m it Sorge, wie 
auf das Urteil reagiert wird. Aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht bietet 
das Urteil die Chance, die vom 
Gericht verlangte Umstellung der

’ Zur Verstromungssubventionierung verglei­
che: Gesetz zur Sicherung des Einsatzes von 
Steinkohle in der Verstromung und zur Ände­
rung des Atomgesetzes und des Stromein­
speisungsgesetzes vom 19. Juli 1994 (im fol­
genden „Artikelgesetz“ genannt).

Subventionsfinanzierung zum An­
laß zu nehmen, die Subventionie­
rung der heimischen Steinkohle als 
solche und Im ganzen zu prüfen: 
Worin besteht ihr gesamtwirtschaft­
licher Nutzen, was kostet sie? 
Solche Forderungen sind in der öf­
fentlichen Diskussion indessen nur 
wenig zu hören. Die Auseinander­
setzungen befassen sich vielmehr 
ganz überwiegend mit der Frage, 
wie die Haushaltsmittel für die Ver­
stromungssubvention aufgebracht 
werden sollten. Was hierzu vorge­
tragen wird, verheißt nichts Gutes. 
Wenn sich solche Vorstellungen in 
der Politik durchsetzen sollten, 
muß befürchtet werden, daß sich 
alte Fehlentwicklungen fortsetzen, 
Faktorbindungen in hoffnungslos 
unrentablen Verwendungen fortbe- 
stehen und -  je nach Art der Finan­
zierung -  neue Fehlentwicklungen 
hinzukommen.

Der Beirat regt an, die deutsche 
Steinkohle -  endlich -  in die markt­
w irtschaftliche Ordnung zu über­
führen. Er möchte den Bundeswirt­
schaftsminister zu einer Initiative 
ermutigen, die die deutsche Kohle­
politik auf diesen Weg bringt. Mit 
dem Artikelgesetz ist ein erster 
Schritt getan worden. Es stellt In­
sofern einen Fortschritt dar, als es
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die zu verströmende Kohlemenge 
nicht mehr festschreibt, die Ge­
samtsubvention plafondiert und für 
die Jahre ab 2001 eine Degression 
vorsieht, deren Festlegung die 
„dann gegebene gesamtwirtschaft­
liche und energiewirtschaftliche Si­
tuation sowie haushaltspolitische 
Erfordernisse“ (§3 ArtGes) zu be­
rücksichtigen hat. Die für die näch­
sten Jahre festgelegte Subvention 
ist jedoch zu hoch, die Degression 
setzt zu spät ein und ist zu schwach 
und das Prüfkriterium für die Sub­
ventionsbemessung ab dem Jahre 
2001 zu wenig präzise.

2. Als das Artikelgesetz be­
schlossen wurde, konnte die Finan­
zierung der Verstromungssubven- 
tion noch den Stromverbrauchern 
aufgebürdet werden; jetzt ist die 
Politik m it der Frage konfrontiert, 
ob sie den überstrapazierten öf­
fentlichen Haushalten eine neue 
Ausgabe für diesen Zweck zu­
muten darf. Die Antwort ist aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht ein­
deutig: Nein. Es gibt keine Subven­
tionsfinanzierung für die Steinkoh- 
leverstromung, die nicht schwere 
gesamtwirtschaftliche Schäden ver­
ursacht.

Mit dem Artikelgesetz wird die 
Subvention modifiziert und für sie 
eine begrenzte Kürzung in Aussicht 
gestellt, nicht aber eine totale Strei­
chung. Der Vertrauensschutz ver­
langt, dies bei der Entscheidung 
über Tempo und Form des Subven­
tionsabbaus zu beachten. Dem 
wird dann angemessen Rechnung 
getragen, wenn der Subventions­
abbau über mehrere Jahre ge­
streckt wird.

3. Die kritische Lage der öffentli­
chen Haushalte gebietet es, zu­
sätzliche Ausgaben ohne Auswei­
tung des HaushaltsvtDlumens zu 
finanzieren. Es ist allerdings äu­
ßerst schwierig, Streichungen und 
Kürzungen bisheriger Ausgaben 
in einem Ausmaße zu erreichen,

das hinreicht, um die in den näch­
sten zwei, drei Jahren noch zuneh­
mende Verstromungssubvention 
vollständig zu finanzieren.

4. Die meisten Vorschläge zur 
Neuregelung der Verstromungssub­
vention sehen nicht eine Um ­
schichtung der Ausgaben im 
öffentlichen Gesamthaushalt, son­
dern eine Ausweitung der öffentli­
chen Einnahmen vor. Im Vorder­
grund steht dabei die Einführung 
einer allgemeinen Energiesteuer, 
die ohnehin breite Zustimmung fin­
det, weil mit ihr der aus ökologi­
scher und ressourcenpolitischer 
Sicht geforderte Umbau des Steu­
ersystems in Gang gebracht wer­
den könne. Für die Finanzierung 
aus einer allgemeinen Energiesteu­
er spreche auch, so heißt es, daß 
sie eine vergleichsweise geringe 
Zusatzbelastung bringe: Die Ab­
schaffung des Kohlepfennigs ent­
laste ja die Stromverbraucher, und 
weil alle Energieverbraucher auch 
Strom bezögen, könne die Bela­
stung aus einer allgemeinen Ener­
giebesteuerung zwecks Finanzie­
rung der Verstromungssubvention 
wenigstens zu einem guten Teil 
durch einen niedrigeren Strompreis 
ausgeglichen werden. Diese Argu­
mentation ist vordergründig.

Entscheidend ist, daß es ganz 
und gar unzulässig ist, die steuer­
systematisch zentrale Frage eines 
Umbaus unseres Steuersystems 
mit der Kohlesubventionierung zu 
verbinden. Beides muß für sich ge­
prüft und entschieden werden. Die 
Einführung einer allgemeinen Ener­
giesteuer steht vor der bisher un­
geklärten Frage, wie die verschie­
denen Energieträger auf einen 
gemeinsamen „Energienenner“ ge­
bracht werden könnten, um eine 
einheitliche, den Energiewettbe­
werb nicht verzerrende Steuerbe­
messungsgrundlage zu schaffen. 
Außerdem sind die ressourcen­
ökonomischen und ökologischen

Wirkungen gegen die anderen ge­
samtwirtschaftlichen Auswirkun­
gen, insbesondere auf die Wettbe­
werbsfähigkeit und den Umfang 
der rentablen Arbeitsplätze, abzu­
wägen.

Bei der Kohlesubventionierung 
beantwortet auch die scheinbar na­
heliegende Finanzierung durch ei­
ne allgemeine Energiesteuer nicht 
die Fage, welchen gesamtwirt­
schaftlichen Nutzen sie denn brin­
ge -  es ist dieselbe Frage wie bei 
der Umschichtung innerhalb des 
öffentlichen Haushalts. Wie man es 
dreht und wendet: Es gibt kein Ar­
gument, das es rechtfertigen könn­
te, eine auf längere Sicht angelegte 
Fortsetzung der Verstromungssub­
vention gutzuheißen und dafür die 
öffentlichen Haushalte in Anspruch 
zu nehmen.

5. Neben der allgemeinen Ener­
giesteuer sind auch Ökosteuern 
vorgeschlagen worden, die neben 
anderen Zwecken auch zur Kohle­
subventionierung herangezogen 
werden könnten. Hierzu gehört 
auch eine C 0 2-Steuer oder C 0 2- 
Abgabe, die in der politischen Dis­
kussion eine prominente Rolle 
spielt. Umweltschädigende und 
gesundheitsgefährdende Emissio­
nen mit einer Abgabe zu belegen, 
kann ein durchaus sinnvoller Weg 
sein, auf dem die Umweltschutzpo­
litik versucht, ihre Ziele zu errei­
chen. Es ist jedoch geradezu w i­
dersinnig, eine C 0 2-Abgabe als 
Instrument zur Finanzierung von 
Kohlesubventionen in Erwägung zu 
ziehen: Die Steinkohle ist nach der 
Braunkohle der größte C 0 2-Emit- 
tent unter den Energieträgern, so 
daß ihre Finanzierung aus einer 
COj-Abgabe zwangsläufig eine 
Förderung von C 0 2-Emissionen 
darstellt.

6. Es wäre nach alledem falsch, 
für die weitere Finanzierung der im 
übrigen schnell abzubauenden 
Subventionierung Steuern neu ein­
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zuführen oder bestehende Steuern 
zu erhöhen. Es muß daher alles 
daran gesetzt werden, die Finan­
zierung der Kohlesubventionen in 
der hierfür festzulegenden Auslauf­
zeit durch Umschichtungen auf der 
Ausgabenseite und eine besonders 
sparsame Haushaltsführung zu 
erreichen. Nur so lassen sich die 
negativen Anreize einer weiteren 
Erhöhung der Staatsquote und der 
Abgabenquote vermeiden, und nur 
so wird insoweit auch nicht die 
Chance für ein in den nächsten 
Jahren schnellerwachsendes Steu­
eraufkommen verbaut.

7. Der Kohleschutz kann nicht 
länger fortgesetzt werden. Das 
belegt schon der schiere Umfang 
der Steinkohlesubventionierung. Im 
Jahre 1994 beliefen sich diese Sub­
ventionen auf 10,4 Mrd. DM, davon 
allein 6,3 Mrd. DM über den so­
genannten Strompfennig für den 
Kohleverkauf an Kraftwerke und 
2,8 Mrd. DM über die Kokskohle­
beihilfe. Zu den Subventionen kom­
men noch weitere Schutzmaß­
nahmen hinzu, die ebenfalls Pro­
duktionsfaktoren in unrentablen 
Verwendungen binden. Der Ge­
samtumfang der volkswirtschaftli­
chen Kosten des Kohleschutzes,

gemessen an Einbußen bei ge­
samtwirtschaftlicher Produktion 
und rentablen Arbeitsplätzen, geht 
weit über das hinaus, was der Sub­
ventionsumfang vermuten läßt.

Auch die regionalpolitischen 
Schäden des Kohleschutzes w ie­
gen schwer. Indem dieser die struk­
turelle Erneuerung der Reviere 
verzögerte, wurde er mitverant­
wortlich für dort anhaltende Struk­
turschwächen und die dam it ver­
bundene Arbeitslosigkeit.

8. Den hohen Kosten des 
Schutzes heimischer Steinkohle 
steht kein gesamtwirtschaftlicher 
Nutzen aus höherer Versorgungssi­
cherheit der Inlandskohle als Ge­
genposten gegenüber. Die Verfüg­
barkeit über Auslandskohle ist 
nicht geringer einzuschätzen als 
die über deutsche Steinkohle. Koh­
le ist weltweit reichlich vorhanden 
und kostet nur einen Bruchteil der 
deutschen Steinkohle. Ihre Vor­
kommen sind regional weit ge­
streut, die Vorkommen in politisch 
sicheren Ländern sind hinreichend 
umfangreich und leicht zugänglich, 
die Anzahl der Anbieter ist sehr 
groß, und nichts weist darauf hin, 
daß Weltmarktkohle jemals teurer 
werden könnte als deutsche Stein­

kohle. Nicht einmal während der 
beiden Ölkrisen war das der Fall.

9. Die deutsche Politik hat be­
deutende Beiträge zur Wettbe­
werbsordnung der Europäischen 
Gemeinschaft geleistet, nicht je­
doch bei der Steinkohle. Es steht 
der Bundesrepublik Deutschland 
schlecht an, wenn sie für ihren 
Steinkohlenbergbau immer wieder 
aufs neue beihilferechtliche Son­
derregelungen verlangt.

Der Beirat empfiehlt, den Über­
gang in die wettbewerbliche Ord­
nung des Steinkohlemarktes jetzt 
einzuleiten. Der Abbau der Subven­
tionen sollte spätestens bis zum 
Jahre 2005 erfolgen; die in § 3 des 
Artikelgesetzes vorgesehene Re­
gelung, die eine Weiterführung der 
Subventionen vorsieht, ist abzuleh­
nen. Das bietet Unternehmen wie 
Arbeitnehmern im Steinkohlen­
bergbau immer noch mehr Zeit, 
sich auf die neuen Bedingungen 
einzustellen, als den vielen ande­
ren, denen eine Verschärfung des 
Wettbewerbs auf Inlands- oder 
Auslandsmärkten hart zusetzt. Eine 
Förderung des Aufbaus einer neu­
en regionalen W irtschaftsbasis ist 
allemal besser als die Erhaltung un­
rentabler Produktionsstrukturen.

Volker Jung

Die Versorgungssicherheit ist erforderlich und finanzierbar

In der Koalitionsvereinbarung der 
Bundesregierung heißt es: „In 

einem ausgewogenen diversifizier­
ten Energiemix müssen neben Mi­
neralöl und Erdgas ein angemesse­
ner Anteil Stein- und Braunkohle 
sowie Kernenergie und zunehmend 
auch erneuerbare Energien einbe­
zogen werden... Es wird ein 
Gesetzentwurf vorgelegt, der die 
künftige Finanzierung der Kohle-

verstromung auf der Grundlage 
des Artikelgesetzes regelt. An­
passungsprozesse im Steinkohlen­
bergbau müssen auch künftig 
durch sozial- und regionalpoliti­
sche Flankierung seitens des Bun­
des und der Bergbauländer erleich­
tert werden.“

Bis heute hat die Bundesregie­
rung diese schon aus dem Artikel­

gesetz folgende Verpflichtung, eine 
gesetzliche Finanzierungsregelung 
vorzulegen, nicht eingelöst. Die 
FDP und die CSU wollen diese in 
der letzten Legislaturperiode ein­
gegangenen Verpflichtungen nicht 
mehr einhalten und die heimische 
Steinkohlenförderung in einen Aus­
laufbergbau verwandeln.

Für die SPD bleibt dagegen zen­
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trale Forderung, daß wir als eine der 
führenden Industrienationen eine 
jederzeit sichere Energieversor­
gung brauchen und aus diesem 
Grunde die Versorgungssicherheit 
eines der zentralen Ziele jeder 
Energiepolitik bleibt. Heute ist 
Deutschland zu über 60% von Im­
portenergien abhängig, die aus 
politisch unsicheren Gebieten 
stammen. Die einzige heimische 
Energiequelle, über die Deutsch­
land in einem nennenswerten Um­
fang und fü r mehrere Jahrhunderte 
verfügt, ist der Vorrat an Stein- und 
Braunkohle, die heute über 35% 
unseres Energieverbrauchs aus­
machen. Es bleibt daher Politik der 
SPD, diesen Versorgungssockel zu 
halten und mit einer Politik massi­
ver Energieeinsparungen über ein 
auf zehn Jahre angelegtes Klima­
schutzprogramm die Abhängigkeit 
von importierten Energiequellen 
m ittel- und langfristig zu verringern 
und den Einstieg in nennenswerte 
Beiträge erneuerbarer Energien an 
der Energieversorgung zu schaffen.

Wegen ihrer erheblich längeren 
Reichweite im Vergleich zu Öl und 
Gas wird die Kohle auch in Zukunft 
weltweit ein w ichtiger Energieträ­
ger bleiben. Die zunehmende 
Bedeutung einheimischer Kohle 
wird nach Ansicht der SPD durch 
geopolitische Unsicherheiten im 
Zugang zu Importenergien, den 
wachsenden Eigenbedarf energie­
fördernder Länder und die be­
grenzte Reichweite von Gas und Öl 
m itbestimmt. Die strukturpolitische 
Bedeutung einer eigenen Steinkoh­
lenförderung ist begründet durch 
die Notwendigkeit, Lagerstätten 
aus Gründen der Versorgungssi­
cherheit offenzuhalten, die Stahlin­
dustrie an den Standort Deutsch­
land zu binden und die Bergbau- 
und Veredelungstechnik export­
fähig zu halten.

Vor diesem Hintergrund muß der 
heimischen Steinkohle eine Pla­

nungssicherheit von wenigstens 
zehn Jahren gegeben werden, wie 
dies in der Kohlerunde ’91 verein­
bart wurde. Die SPD hat die Ergeb­
nisse der Kohlerunde ’91 eingehal­
ten und in den letzten Jahrzehnten 
die Anpassungsleistungen des 
Steinkohlenbergbaus politisch m it­
getragen. Die Zahl der Beschäftig­
ten hat sich in den letzten zehn Jah­
ren halbiert, gleichzeitig ist die 
Produktivität der Steinkohlenförde­
rung durch Rationalisierung erheb­
lich gestiegen. Hier können weitere 
Potentiale ausgeschöpft werden. 
Die SPD bedauert, daß sich die Re­
gierungskoalition von diesen Zielen 
verabschiedet und eingegangene 
Vereinbarungen einseitig gekündigt 
hat.

Heute stehen w ir angesichts 
der Entscheidungsunfähigkeit der 
Bundesregierung vor der Existenz­
gefährdung des heimischen Stein­
kohlenbergbaus und vor Massen­
entlassungen. Wir werden die Ener­
giekonsensgespräche nicht fo rt­
setzen, wenn die Bundesregierung 
in nächster Zeit keinen belastbaren 
Vorschlag unterbreitet, der die 
Finanzierungszusagen zugunsten 
der heimischen Steinkohle einlöst 
und Planungs- und Finanzierungs­
sicherheit bis zum Jahr 2005 
schafft.

Dies bedeutet, daß die west­
deutsche Steinkohle langfristig mit 
öffentlichen Mitteln unterstützt 
werden muß. Sie ist ebensowenig 
wie englische oder französische 
Kohle gegenüber der australi­
schen, südafrikanischen, kolum­
bianischen, amerikanischen, chi­
nesischen oder osteuropäischen 
Kohle wettbewerbsfähig. Obwohl 
Kenner bezweifeln, daß diese 
Länder mit ihrem Kohleverkauf Ge­
winne machen, bleibt es bei einem 
harten Preiskampf auf dem interna­
tionalen Kohlemarkt. Wegen der 
steigenden Nachfrage wird dieser 
Weltkohlemarkt enger, der Preis­

vorteil der Importkohle geringer.

Die Entwicklung der W eltwirt­
schaft ist schwer voraussehbar. Es 
ist deshalb besorgniserregend, daß 
die Energieimportabhängigkeit der 
Europäischen Union steigt. Sie liegt 
heute bereits bei über 50%. Das­
selbe gilt für Deutschland, wo wir 
zu 98%  von Ölimporten und zu 
78% von Gasimporten abhängig 
sind. Unsere Importquoten aus 
Osteuropa steigen, obwohl die po­
litischen und auch die technischen 
Risiken bei Öl- und Gasimporten 
zunehmen. Die SPD wird deshalb 
in den Energiekonsensgesprächen 
darauf drängen, daß der Anteil hei­
mischer Energien an der Energie­
versorgung stabil bleibt und der 
Anteil erneuerbarer Energien steigt, 
damit w ir die hohe Importquote all­
mählich senken können.

Ökologischer Strukturwandel

Seit 1985 ist der Energiepreis 
w ieder halbiert worden. Am Niveau 
von 1985 gemessen spart die deut­
sche Volkswirtschaft heute Jahr für 
Jahr 40 Mrd. DM an Energiekosten. 
Bei diesen Preisrelationen wundert 
es niemand, daß Energiesparen in 
der Industrie und beim privaten 
Verbraucher klein geschrieben 
wird, die Klimaschutzziele immer 
mehr in den Hintergrund treten und 
der Aufbau der notwendigen Um­
welt- und Energiesparindustrie 
nicht vorankommt.

Für die SPD ist deshalb von zen­
traler Bedeutung, daß im Rahmen 
einer ökologischen Steuerreform 
marktwirtschaftliche Anreize für die 
Durchsetzung energiesparender 
und umweltschonender Produkte 
und effizienterer Produktionsver­
fahren geschaffen werden. Ökolo­
gisch ausgerichtete Steuern und 
Abgaben müssen den Struktur­
wandel gezielt fördern. Der Einstieg 
dazu ist eine allgemeine Energiebe­
steuerung und der Abbau von Sub­
ventionen, die eine Energiever­
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schwendung fördern. W ir wollen 
das Aufkommen der ökologischen 
Steuerreform für eine Entlastung 
bei den Einkommensteuern und 
den Sozialabgaben verwenden 
sowie für ökologisch wichtige In­
vestitionen im Rahmen eines 
Klimaschutzprogramms, für die 
Unterstützung der westdeutschen 
Steinkohle und für die Ablösung 
der ökologischen Altlasten der ost­
deutschen Braunkohle, sofern sie 
nicht über öffentliche Haushalte fi­
nanziert sind.

Angesichts des Rückgangs der 
Energiepreise ist auch eine sub­

stantielle ökologische Steuerre­
form mit deutlicher Anhebung der 
Energiepreise belastungsneutral 
gestaltbar. Ein Teil dieses Auf­
kommens kann für die sinkenden 
Kohlehilfen verwendet werden. 
Während im Jahre 1994 für die 
Kohlehilfen zur Verhüttung und Ver- 
stromung knapp 10 Mrd. DM aufzu- 
bringen waren, wird 1996 das 
benötigte Finanzvolumen um gut 
10% abgesenkt werden können. 
Wenn sich die politischen Parteien 
auf eine Planungsperspektive bis 
zum Jahr 2005 verständigen kön­
nen, gibt es Spielraum für weitere 
Effizienzsteigerungen im Bergbau

und für Kostenentlastungen an an­
derer Stelle.

Die Gegenfinanzierung für eine 
anteilige Beanspruchung aus einer 
allgemeinen Energiebesteuerung 
ist deshalb verkraftbar. Die heuti­
gen Energiesteuern liegen bei nur 
etwa 10% des gesamten Steuer­
aufkommens und bei 0,3% unseres 
Bruttosozialprodukts. Die SPD ver­
tritt die Meinung, daß unser Land 
zugunsten der Versorgungssicher­
heit diesen Weg gehen muß, um 
langfristig die für den Industriestand­
ort Deutschland wichtige Energie­
basis auch mit heimischen Energie­
quellen zu sichern.

Dieter Schmitt

Ein konsensfähiges Anpassungskonzept ist gefordert!

Im Dezember 1994 stoppte das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 

die Bundesregierung in ihrer Ab­
sicht, den „Kohlepfennig“ , eine zur 
Subventionierung deutscher Stein­
kohle bei Einsatz im Kraftwerksbe­
reich eingeführte und eigentlich im 
Jahre 1995 auslaufende Sonderab­
gabe auf Strom von derzeit 8,5%, 
bis Ende 1996 zu verlängern und 
zugleich auf die neuen Bundeslän­
der auszudehnen. Hiermit sollte die 
Finanzierung der im Artikelgesetz 
1994 dem deutschen Steinkohlen­
bergbau zugesagte Fortsetzung 
der Subventionen für Kraftwerks­
kohle in Höhe von insgesamt 7,5 
Mrd. DM pro Jahr (ab 1997 bis zum 
Jahre 2000:7 Mrd. DM pro Jahr) zu­
nächst für ein Jahr -  die Regelung 
danach war offen geblieben -  ge­
sichert werden.

Bonn ist nunmehr gefordert, 
kurzfristig eine Alternative zum 
Kohlepfennig zu entwickeln, die al­
lerdings auch längerfristig Bestand

haben sollte. Gleichzeitig steht die 
Deckung der Kokskohlenbeihilfe 
(Ausgleich der Mehrkosten des 
Einsatzes deutscher Steinkohle für 
die Versorgung der Stahlindustrie 
mit Hüttenkoks) in Höhe von derzeit 
knapp 3 Mrd. DM pro Jahr zur Dis­
kussion, da die Bundesregierung 
sich inzwischen weigert, wie in der 
Vergangenheit zwei Drittel dieses 
Betrages (ein Drittel durch Nord- 
rhein-Westfalen) aus dem Bundes­
haushalt zu finanzieren, und nur 
noch 50% tragen will.

Verfassungswidrige
Sonderabgabe

Zunächst einmal ist zu konstatie­
ren, daß sich alle diesbezüglichen 
Überlegungen nunmehr den Krite­
rien zu stellen haben, die vom 
BVerfG als maßgeblich für die Ver­
werfung der Ausgleichsabgabe als 
verfassungswidrig angesehen wur­
den. Dies gilt insbesondere für die 
eindeutige Definition kohlepoliti­
scher Ziele als Gemeinwohlaufga­

be, die über den öffentlichen Haus­
halt und damit auch über die hierfür 
generell zur Verfügung stehenden 
Deckungsmittel -  das Steuerauf­
kommen insgesamt -  und nicht et­
wa über so spezielle Instrumente 
wie eine Sonderabgabe auf Elektri­
zität zu finanzieren sei.

Die Frage ist allerdings, ob nicht 
-  dem Geist des BVerfG-Urteils 
entsprechend -  eine Finanzierung 
von Kohlesubventionen über spezi­
elle, zumindest inhaltlich als 
zweckgebunden anzusehende Ver­
brauchsteuern ausscheiden müß­
te, so daß lediglich die Möglichkeit 
einer Subventionsfinanzierung über 
Umschichtungen im Haushalt und/ 
oder das allgemeine Steuerauf­
kommen verbleibt. Selbstverständ­
lich obliegt es dem Gesetzgeber, 
bei der Wahl zwischen den ihm zur 
Verfügung stehenden Instrumenten 
zur Haushaltsdeckung grundsätz­
lich nach eigenen Beurteilungs­
maßstäben zu entscheiden. Den­
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noch darf erwartet werden, daß 
hierbei auch die mit der jeweiligen 
Entscheidung verbundenen Impli­
kationen explizit m it ins Kalkül ein­
bezogen werden. In jedem Falle 
bedeutet die Entscheidung des 
BVerfG, daß -  welche Lösung für 
die Finanzierungsprobleme auch 
immer gefunden wird -  in Zukunft 
Steinkohlesubventionen Jahr für 
Jahr in den Haushaltsberatungen 
m it sämtlichen anderen Ausgaben­
kategorien zu konkurrieren haben.

Vor diesem Hintergrund erwei­
sen sich alle Finanzierungsalterna­
tiven, die auf neu zu konzipieren­
den oder auf der Erhöhung bereits 
vorhandener Energiesteuern auf­
bauen, als zum Teil außerordentlich 
bedenklich. Unter allen Steuerlö­
sungen weist demgegenüber -  wie 
zu zeigen sein wird -  eine moderate 
Erhöhung der Mehrwertsteuer die 
bei weitem geringsten Probleme 
auf.

Entlastung der Verbraucher

Es darf zunächst einmal davon 
ausgegangen werden, daß das

Auslaufen der Ausgleichsabgabe 
Ende dieses Jahres dazu führen 
wird, daß der vom Verbraucher 
zu entrichtende Strompreis genau 
um den Prozentsatz sinken wird, 
um den er vorher durch die Elek­
triz itä tsversorgungsunternehm en 
zur Umlage der Ausgleichsabgabe 
erhöht worden war. Da aber nicht 
sicher ist, ob in der Vergangenheit 
die Ausgleichsabgabe tatsächlich 
proportional im Preis weitergewälzt 
worden ist, besteht nunmehr auch 
keine Möglichkeit, definitiv eine 
entsprechende Absenkung bei den 
einzelnen Verbrauchern zu unter­
stellen. Je nachdem, welche Prä­
missen in dieser Beziehung unter­
stellt werden, kommt es hierbei zu 
einem unterschiedlich hohen Ent­
lastungseffekt, der im Industriebe­
reich zwischen 2 und 4 Mrd. DM pro 
Jahr betragen und bei den übrigen 
Verbrauchergruppen, d.h. vornehm­
lich im Tarifabnehmerbereich, so­
gar zu einer Entlastung zwischen 4 
und 6 Mrd. DM pro Jahr führen 
kann. Dabei tr itt eine Entlastung der 
Stromverbraucher alleine dadurch 
auf, daß der gesamte Subventions­

bedarf für die Verstromung nun­
mehr von rund 8,5 auf 7,5 Mrd. DM 
pro Jahr (und ab 1997 auf 7 Mrd. 
DM pro Jahr) gesenkt worden ist. 
Die neuen Bundesländer profitieren 
hiervon nicht, da sie bislang auch 
nicht m it der Ausgleichsabgabe 
belastet waren; sie würden jedoch 
mit jeder neuen Steuerfinanzierung 
in die Pflicht genommen. Für die 
Stromverbraucher in den alten 
Bundesländern wiederum würde 
sich auch dies entsprechend entla­
stend auswirken.

Die Finanzierungsvorschläge 
im einzelnen

Die Ablösung der Ausgleichsab­
gabe durch eine Stromsteuer wür­
de lediglich das Etikett wechseln, 
aber nichts daran ändern, daß ein 
Großteil der Kohlesubventionen, 
nämlich die für inzwischen zwei 
Drittel des Absatzes deutscher 
Steinkohle im Kraftwerksbereich 
erforderlichen Ausgleichsbeträge, 
dem Energieträger Strom auf­
gebürdet und die Belastung ins­
besondere der stromintensiven
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Industrie in Milliardenhöhe im we­
sentlichen fortbestehen würde. 
Beide Kritikpunkte wurden bereits 
vehement gegen die Ausgleichsab­
gabe vorgebracht. Erhebliche Be­
deutung kommt hinsichtlich der 
tatsächlich verbleibenden Bela­
stung der einzelnen Verbraucher­
gruppen im übrigen der Frage zu, 
w ie die Entlastung durch den Weg­
fall der Ausgleichsabgabe von den 
Elektrizitätsversorgungsunterneh­
men tatsächlich im Preis weiterge­
geben würde und ob eine Mengen­
oder eine Wertsteuer für Strom ein­
geführt würde.

Eine -  erneute -  Erhöhung der 
Mineralölsteuerwürde zwardie ein­
seitige Belastung des Energieträ­
gers Strom weitgehend (d.h. bis auf 
die Verteuerung des Einsatzes von 
Heizöl und Erdgas zur Stromerzeu­
gung, nicht zuletzt jedoch auch in 
Kraft-W ärm e-Kopplungsanlagen) 
beseitigen, allerdings auf Kosten 
einer ebensowenig wie beim Strom 
begründbaren -  und damit auch 
alles andere als dem Geist des 
BVerfG-Urteils entsprechenden -  
Belastung von Kraftstoffen, Heizöl 
und Erdgas. Dies würde gleichzei­
tig neue Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten dieser Energieträger vor 
allem gegenüber Strom, Braunkoh­
le und Steinkohle schaffen und wä­
re umweltpolitisch wohl kaum zu 
begründen. Die Belastung des ge­
werblichen Bereichs mit den Ko­
sten der Kohlepolitik bliebe -  wenn 
auch in modifizierter Form -beste ­
hen.

Bei der Forderung nach Ein­
führung einer generellen Energie­
steuer geht es -  wie offen zuge­
standen wird -  allenfalls nach­
rangig um die Suche nach einem 
Substitut für die Ausgleichsabgabe 
als Basis der Kohleverstromung. 
Ihre Protagonisten sehen -  in jüng­
ster Zeit sowohl im nationalen als 
auch im internationalen Bereich 
wenig erfolgreich -  nunmehr eine

unerwartete Chance, die seit lan­
gem mit der Einführung einer sol­
chen Steuer verfolgten Ziele der 
Ressourcenschonung und Siche­
rung umweltpolitischer Belange 
doch noch „huckepack“ im Zusam­
menhang mit der Lösung der Koh­
lefinanzierung realisieren zu kön­
nen.

Abgesehen davon, daß auch 
eine allgemeine Energiesteuer er­
hebliche und alles andere als gelöst 
anzusehende steuertechnische Pro­
bleme aufwirft (Bemessungsgrund­
lage: Menge oder Wert; Erfassung 
des Primär- oder des Endenergie­
verbrauchs; Input- oder Output- 
Ansatz beim Strom; Behandlung 
des nicht-energetischen Verbrauchs 
und des Außenhandels usw.), läßt 
sich auch hierbei nicht nachvollzie­
hen, wieso den Verbraucher von 
Braunkohle, Mineralölprodukten, 
Importkohle oder Erdgas eine be­
sondere Verantwortlichkeit für die 
Finanzierung der Verstromung 
deutscher Steinkohle treffen soll, 
die seitens des BVerfG für den 
Stromverbraucher explizit negiert 
worden war. Zwar würde bei einer 
Entscheidung für eine allgemeine 
Energiesteuer der Energieträger 
Strom um etwa zwei Drittel entla­
stet und damit auch die strom­
intensive Industrie, dies ginge aber 
vollständig zu Lasten der übrigen 
Energieträger, insbesondere Kraft­
stoffe, Heizöl und Erdgas, und wür­
de die Industrielle Belastung ledig­
lich auf wärmeverbrauchende und 
transportkostenintensive Unter­
nehmen umschichten.

Erhebliche Bedeutung käme in 
diesem Zusammenhang wiederum 
den Fragen zu, ob als Bemes­
sungsgrundlage Mengen- oder 
Wertgrößen (mit besonders hoher 
Belastung von Strom und Kraftstof­
fen) und für Strom ein Input- oder 
ein Output-Ansatz gewählt würde 
und ob bzw. welche Ausnahmebe­
reiche eingeräumt würden.

Gegen eine allgemeine 
Energiesteuer

Die Belastung des industriellen 
Bereichs ließe sich zwar durch die 
Konzipierung einer Energiekon­
sumsteuer umgehen (z.B. durch 
Einführung eines entsprechenden 
Mehrwertsteuerzuschlags auf Ener­
gie), hierbei müßten aber, um ein 
gewünschtes Aufkommen zu si­
chern, die vom privaten Verbrau­
cher zu zahlenden Energiesteuern 
entsprechend erhöht werden, was 
automatisch die Durchsetzungs­
und wohl auch die Umgehungspro­
bleme erhöhen müßte. Die gegen 
die Energiebesteuerung erhobenen 
grundsätzlichen Einwände bleiben 
bestehen.

Im übrigen muß nach aller Erfah­
rung befürchtet werden, daß sich 
jede Form einer allgemeinen Ener- 
glesteuerverselbständlgt und mehr 
noch vielleicht als im Falle der Er­
höhung der Mineralölsteuer Immer 
neue Verwendungszwecke „ent­
deckt“ werden. Immerhin werden In 
der Diskussion bereits genannt: die 
Finanzierung der Kokskohlenbei­
hilfe (knapp 3 Mrd. DM pro Jahr) 
und der Sanierung der ostdeut­
schen Braunkohle (1,5 Mrd. DM pro 
Jahr), die Ablösung des aufgelaufe­
nen Defizits des Verstromungs- 
fonds (knapp 5 Mrd. DM) und der 
Einspeisevergütung für regenerativ 
erzeugten Strom, die Bereitstellung 
von Mitteln zur Forcierung der 
Energieeinsparung sowie des Ein­
satzes regenerativer Energieträger. 
Alleine dies würde das benötigte 
Steueraufkommen gegenüber dem 
im Artikelgesetz avisierten Betrag 
auf rund 15 Mrd. DM pro Jahr ver­
doppeln; die absehbare Einbezie­
hung des traditionell defizitären öf­
fentlichen Personennahverkehrs 
wird zusätzlich sämtliche Schleu­
sen öffnen.

Mit der Einführung einer allge­
meinen Energiesteuer als Instru­
ment zur Finanzierung von Kohle-
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Subventionen wird im übrigen die 
Forderung nach strikter Aufkom­
mensneutralität verlassen, wie sie 
in jüngster Zeit insbesondere im 
Zusammenhang mit einem ökolo­
gischen Umbau unseres Steuersy­
stems artikuliert wurde. Damit kann 
die Gefahr einer nachhaltigen Dis­
kreditierung dieses Instrumentes 
durch rein fiskalisch motivierte 
Zwecke und auch das Problem ei­
ner weiteren Erhöhung der Staats­
quote wohl kaum von der Hand ge­
wiesen werden.

Diese Bedenken gelten in noch 
viel stärkerem Maße im Hinblick auf 
Überlegungen zur Einführung einer 
C 02-Steuer als Kohlefinanzierungs­
instrument. Abgesehen von den 
Problemen, die bereits für die Ener­
giesteuer aufgezeigt wurden, bleibt 
als entscheidendes Manko dieses 
Vorschlages die Diffamierung des 
Klimaschutzgedankens, bedingt 
durch die Subventionierung ausge­
rechnet eines der unter Klimage­
sichtspunkten bedenklichsten Ener­
gieträgers zu Lasten weit weniger 
problematischer Energieträger, vor 
allem der Kohlenwasserstoffe. Je­
der, der im wohlüberlegten, aller­
dings auch nach Auffassung der

Bundesregierung europaweit ab­
gestimmten Einsatz dieses Instru­
mentariums eine der wichtigsten 
Optionen für die Bewältigung der in 
immer stärkerem Maße von Län­
dern wie Deutschland geforderten 
Emissionsreduzierung von Treibh­
ausgasen sieht, muß die Bedenken 
teilen, daß mit der -  wenn auch nur 
temporären (wie lange?) -  Verwen­
dung dieser Mittel für Zwecke der 
Kohlefinanzierung die Glaubwür­
digkeit der Klimapolitik Schaden 
nimmt.

Mehrwertsteueranhebung 
anstreben

Als Zwischenfazit ist damit fest­
zuhalten, daß sämtliche bislang 
diskutierten Alternativen zur Finan­
zierung derVerstromung deutscher 
Steinkohle über die Einführung 
neuer oder die Erhöhung bestehen­
der Steuern jeweils gravierende 
Nachteile bzw. weitreichende Im­
plikationen aufweisen: Sie bedeu­
ten zusätzliche Belastungen für die 
neuen Bundesländer, fortbeste­
hende Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten der Industrie, eine Diskri­
minierung des Energieverbrauchs 
bzw. einzelner Verbraucher, und sie

werfen teilweise gravierende ord­
nungspolltische Probleme auf oder 
erweisen sich als umweltpolitisch 
mehr als bedenklich.

Die vergleichsweise geringsten 
negativen Konsequenzen hingegen 
wären dabei zweifellos bei einer re­
lativ bescheidenen Anhebung der 
Mehrwertsteuer zu erwarten. Mit 
einer als ausreichend anzusehen­
den Erhöhung um lediglich einen 
halben Prozentpunkt (Aufkommen 
ca. 8 Mrd. DM) würde die Belastung 
auf die denkbar breitesten Schul­
tern verteilt und damit am ehesten 
der vom BVerfG geforderten Finan­
zierung der Kohlepolitik als Ge­
meinlast Rechnung tragen. Eine 
einseitige Diskriminierung des Fak­
tors Energie schiede ebenso aus 
wie Wettbewerbsverzerrungen zw i­
schen den einzelnen Energie­
trägern, Unterschiede zwischen 
den einzelnen Bundesländern oder 
Probleme beim Grenzausgleich. 
Vor allem aber würde die mehr als 
problematische Belastung der ge­
werblichen W irtschaft mit der Mög­
lichkeit des Vorsteuerabzugs be­
seitigt. Die Kompatibilität mit den 
EU-Vorgaben wäre von vorneher- 
ein sichergestellt. (Deutschland be-
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findet sich mit seinen Mehrwert­
steuersätzen am unteren Ende im 
europäischen Kontext, was auch 
noch genügend Raum für weitere 
im nächsten Jahr ohnehin an­
stehende Mehrwertsteuererhöhun­
gen etwa zur Finanzierung der Un­
ternehmenssteuerreform belassen 
sollte!)

Ein zusätzlicher administrativer 
Aufwand wird bei einer Erhöhung 
der Mehrwertsteuer nicht auftreten. 
Negative Effekte, die einer Mehr­
wertsteuerlösung angerechnet wer­
den, sind teilweise gegenstandslos 
(inflatorische Effekte werden durch 
den Wegfall der Ausgleichsabgabe 
kompensiert) oder sollten sich als 
überwindbar erweisen. Der den 
Ländern zufließende und damit für 
die Kohlesubventionierung nicht un­
mittelbar zur Verfügung stehende 
Mehrwertsteueranteil -  abzüglich 
der in Zukunft entfallenden Mehr­
wertsteuer auf die Ausgleichs­
abgabe in Höhe von fast 0,5 Mrd. 
DM pro Jahr -  könnte im Rahmen 
des Bund-Länder-Finanzausgleichs 
Berücksichtigung finden, in den 
Kohle-Ländern zur Übernahme son­
stiger Kohlehilfen (Kokskohle!) die­
nen, was den Bundeshaushalt ent­
lasten würde, als Kompensation für 
andere länderspezifische Energie- 
(Einsparprogramme) oder Infra­
strukturaufgaben oder schlicht als 
Preis für die erforderliche Zustim­
mung nicht zuletzt durch die neuen 
Bundesländer angesehen werden. 
Die Deckung der beim Bund verblei­
benden Finanzierungslücke von 
allenfalls 2-3 Mrd. DM sollte ange­
sichts der neuesten Steuerschät­
zungen, vor allem aber angesichts 
eines Etatvolumens von 0,5 Mrd. 
DM keine unüberwindlichen Proble­
me bereiten.

Politische Widerstände

Vor diesem Hintergrund ist das 
offenkundige Zögern der Politiker 
nicht nachvollziehbar, sich diesen
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Vorschlag, der in der Energiewirt­
schaft wie In der energieverbrau­
chenden Industrie auf immer grö­
ßere Zustimmung stößt, ebenfalls 
zu eigen zu machen. Sollten tat­
sächlich gravierende, bislang nicht 
hinreichend gewürdigte Nachteile 
mit diesem Konzept verbunden 
sein, so wären diese möglichst bald 
in die öffentliche Debatte einzu­
führen, um so eine Auseinanderset­
zung m it ihnen zu ermöglichen. 
„Raunen hinter vorgehaltener Hand“ 
oder der Hinweis auf die Notwen­
digkeit, Mehrwertsteuererhöhun­
gen für „andere“ Zwecke offenhal­
ten zu müssen, wird der Tragweite 
des Problems nicht gerecht.

Selbstverständlich sind neben 
den aufgeführten Steuerlösungen 
vielfältige Zwischenformen denkbar, 
so vor allem eine teilweise Übernah­
me der Subventionslast in den Bun­
deshaushalt und Finanzierung des 
verbleibenden Rests durch Steuern 
oder einen Selbstbehalt sowie eine 
Kombination derartiger Überlegun­
gen mit einer nichtproportionalen 
Entlastung der Strompreise bei Aus­
laufen der Ausgleichsabgabe.

Dennoch darf kein Zweifel dar­
über verbleiben, daß die Umset­
zung derartiger Überlegungen, vor 
allem aber die Durchsetzung eines 
Selbstbehalts erhebliche Probleme 
aufwerfen dürfte und selbst eine 
vergleichsweise unproblematisch 
erscheinende Steuerlösung wie die 
Anhebung der Mehrwertsteuer zur 
Finanzierung der Kohlesubventio­
nen immer nur eine zweitbeste A l­
ternative darstellen kann. Insofern 
ist nachvollziehbar, daß sich in 
nicht zu unterschätzendem Maße 
in der Union, vor allem aber in der 
FDP nunmehr entschiedener Wi­
derstand gegen jede steuerfinan­
zierte Subventionierung deutscher 
Steinkohleverstromung formiert. 
Es bleibt abzuwarten, ob bzw. in­
wieweit sich diese Kräfte in den nun 
anstehenden politischen Ausein­

andersetzungen der sogenannten 
Konsensgespräche durchzusetzen 
vermögen. Immerhin werden im 
Bereich der Kokskohlefinanzierung 
bereits erste Kompromißlösungen 
(Aufteilung zwischen Bund und 
Bergbauländern von 60 zu 40 statt 
50 zu 50,

wie vom Bund gefordert) disku­
tiert.

Belastbares Kohlekonzept 
gefordert

Bei allen Diskussionen über das 
Finanzierungsprocedere von Koh­
lesubventionen, so schwierig sich 
diese im einzelnen auch darstellen 
mögen, darf jedoch ein entschei­
dender Punkt auf keinen Fall aus 
den Augen verloren werden: die im­
mer wieder geforderte Auseinan­
dersetzung mit der Ausrichtung un­
serer Kohlepolitik schlechthin. Die 
aktuellen Finanzierungsprobleme 
haben nur scheinbar diesen Aspekt 
in den Hintergrund treten lassen; er 
taucht jedoch unterschwellig im­
mer wieder auf und hat sich sogar 
mehr als deutlich in den inzwischen 
laut gewordenen Forderungen ei­
ner Reihe von Spitzenpolitikern 
revierferner Länder niedergeschla­
gen, schon jetzt mit einer Degressi­
on der Kohlehilfen (minus 500 Mill. 
DM pro Jahr) zu beginnen, ja sogar 
sämtliche Hilfen innerhalb eines 
Jahrzehnts auslaufen zu lassen.

Diese wohl von den meisten 
W irtschaftswissenschaftlern ge­
stützte Position wurde erst kürzlich 
erneut durch den Wissenschaftli­
chen Beirat beim Bundeswirt­
schaftsminister unterstützt. Wenn 
daher auch das Artikelgesetz für 
den Rest des Jahrzehnts entschei­
dende kohlepolitische Eckwerte 
festgezurrt zu haben scheint, so 
vermag dennoch derzeit niemand 
auszuschließen, daß im Zusam­
menhang mit der ausstehenden Fi­
nanzierungsregelung oder in den 
demnächst w ieder aufzunehmen­
den Konsensgesprächen auch
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scheinbar feste Positionen wieder 
geräumt oder in Frage gestellt wer­
den. In jedem Falle ist bereits heute 
über die Fortsetzung der Kohlepoli­
tik  nach dem Jahr 2000 zu befin­
den, und zwar nicht nur weil bis 
dahin der Hüttenvertrag -  die Basis 
für die Kokskohlelieferungen und 
-beihilfen -  auslaufen wird, sondern 
im Jahre 2002 auch der Montan­
unionvertrag, der für den Steinkoh­
lenbergbau eine Reihe von Sonder­
bestimmungen vorsieht. Vor allem 
aber kann es wohl kaum Sinn ma­
chen, die Förderung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus bis zu die­
sem Zeitpunkt m it Subventionen in 
Höhe von rund 35 Mrd. DM auf ver­
gleichsweise hohem Niveau zu sta­
bilisieren, um diesen dann an­
schließend ins Bodenlose fallen zu 
lassen.

Anpassungsprozeß 
jetzt einleiten

Vor diesem Hintergrund er­
scheint auch ein Anpassungszeit­
raum bis zur M itte des nächsten 
Jahrzehnts, wie er manchen Sub­
ventionskritikern vorzuschweben 
scheint, eindeutig zu kurz bemes­
sen, selbst wenn es gelingen sollte, 
den Anpassungsprozeß bereits in 
den nächsten Jahren einzuleiten. 
Eine gleitende Rückführung der Hil­
fen bis Mitte des nächsten Jahr­
zehnts etwa auf die Hälfte der heu­
tigen Subventionen für Verkokung 
und Verstromung, d.h. zusammen 
auf 5 Mrd. DM, wäre bereits als ein 
nicht zu unterschätzender Erfolg zu 
werten.

Dabei darf bei aller breit zu unter­
stellenden Bereitschaft, auch in Zu­
kunft den Anpassungsprozeß des 
deutschen Steinkohlenbergbaus an 
die vom Markt vorgegebenen Be­
dingungen durch weitere -  auch er­
hebliche -  Subventionen abzufe­
dern, das generelle Ziel einer 
rationalen Kohlepolitik nie ver­
w ischt werden: Es gilt, Erhaltungs­
subventionen langfristig auf eine

Sicherheitsprämie entsprechend 
dem vom deutschen Steinkohlen­
bergbau erbrachten Sicherheits­
beitrag zu beschränken. Dieser 
kann kaum im Sinne einer Absiche­
rung gegen exorbitante Preis­
sprünge auf dem Kohlemarkt (und 
nur dieser ist hier relevant) ange­
sehen werden. Der vergleichsweise 
geringe Umfang der verbliebenen 
deutschen Steinkohlenförderung 
(10% des Primärenergieverbrauchs), 
die geringe Angebotsflexibilität und 
die sich auch auf absehbare Zeit al­
lenfalls geringfügig vermindernde 
Preisrelation zwischen Importkohle 
und heimischer Steinkohle von ge­
genwärtig 1 zu 3 sprechen eindeu­
tig dagegen.

Hinzu kommt die Frage, wie 
wahrscheinlich solche Preissprün­
ge auch vor dem Hintergrund der 
historischen Erfahrungen sind. Ein 
Sicherheitsbeitrag der deutschen 
Steinkohle könnte allenfalls im Sin­
ne einer Absicherung gegen vor­
übergehende Lieferunterbrechun­
gen angenommen werden. Obwohl 
auch eine solche Konstruktion -  
angesichts der breit diversifizierten 
Lieferquellen, mit Exporteuren, 
die sich im wesentlichen aus 
Industrieländern rekrutieren, und 
der außerordentlich niedrigen Markt­
eintrittsbarrieren -  reichlich hypo­
thetisch erscheint, wäre auch ein 
hieraus der deutschen Steinkohle 
zugeschriebener Sicherheitsbei­
trag näherungsweise lediglich an 
den Kosten von Alternativen mit 
vergleichbarem Sicherheitsbeitrag, 
wie z.B. einer mehrjährigen Vor­
ratshaltung von Importkohle, zu 
veranschlagen. Diese entsprechen 
aber mit 20 bis 30 DM/t kaum mehr 
als 10% des derzeitigen Subven­
tionsniveaus.

Die darüber hinaus für eine so­
zial- und politikverträgliche Ab­
wicklung benötigten Anpassungs­
subventionen sind zeitlich zu 
befristen und degressiv zurückzu­

fahren. In diesem Zusammenhang 
sollte nicht außer Betracht bleiben, 
daß die Bundesrepublik m it ihrer 
restriktiven Kohlepolitik inzwischen 
in Europa immer mehr isoliert ist 
und kohlepolitische Zugeständnis­
se auf dem europäischen Parkett 
voraussichtlich immer teurer er­
kauft werden müssen. Andere, 
nicht weniger traditionsreiche 
Kohleländer in Europa haben ihren 
ebenfalls im Wettbewerb nachhal­
tig unterlegenen heimischen Stein­
kohlenbergbau entweder längst 
ganz aufgegeben (Belgien und die 
Niederlande) oder die Schließung 
der letzten unwirtschaftlichen Ze­
chen fest beschlossen (Großbritan­
nien 1996, Frankreich 2005).

Eine neue Zukunft eröffnen

Es wäre wünschenswert, wenn 
es im Rahmen der anstehenden 
Konsensgespräche gelänge, über 
partei- und wahltaktisches Kalkül 
hinaus ein zugleich Ökonomie- wie 
sozialverträgliches, langfristig ori­
entiertes und verläßliches Kohle­
konzept zu entwickeln und gemein­
sam umzusetzen. Dies ist nicht nur 
im Interesse des Bergbaus und der 
im Bergbau Beschäftigten gebo­
ten, sondern auch im Interesse ei­
ner Vorbereitung des Standorts 
Deutschland auf die Herausforde­
rungen des kommenden Jahrhun­
derts. Die Sicherung der Finanzie­
rung ist im Rahmen einer solchen 
Politik dabei eine in ihrer Bedeu­
tung nicht zu unterschätzende not­
wendige, aber noch keine hinrei­
chende Voraussetzung für deren 
Gelingen. Im Rahmen eines sol­
chen Konzeptes schließlich dürfte 
es sich mehr und mehr empfehlen, 
die bislang einseitig der Steinkoh­
lenförderung zugute kommenden 
Subventionen zugunsten von Hil­
fen umzuschichten, mit denen 
dauerhaft rentable Arbeitsplätze 
geschaffen und die Bergwerks­
gesellschaften sowie die Reviere in 
eine neue Zukunft geführt werden
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